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Kleine Anfrage 

des Abg. Sascha Binder SPD 

 

Ortung von Notrufen sowie Speicherung und Weitergabe von 

Advanced Mobile Location Datensätzen 
 

 
Ich frage die Landesregierung: 

 

1. Ist die Ortung von Anrufen an die 110 in Baden-Württemberg möglich (bitte die juris-

tischen und technischen Bedingungen, Möglichkeiten und Grenzen einzeln darstellen)? 

 

2. Auf welche Weise und für welchen Zeitraum werden Standortdaten im Rahmen der sog. 

„Advanced Mobile Location“ (AML) gespeichert? 

 

3. Welche Rechtsgrundlagen Baden-Württembergs, Deutschlands und der Europäischen 

Union finden für die Ortung von Anrufen an die 110 Anwendung? 

 

4. Welche rechtlichen Unklarheiten bezüglich der Speicherung und Weitergabe von 

AML-Datensätzen bestehen konkret nach baden-württembergischen Recht? 

 

5. Welche Gespräche gibt es zwischen ihr und anderen Landesregierungen hinsichtlich der 

Klärung der Rechtslage bei etwaig bestehenden Unklarheiten im Sinne von Frage 4? 

 

6. Unter welchen Voraussetzungen könnte § 53 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Polizeigesetz 

(PolG) als Rechtsgrundlage für die Ortung von Notrufen an die 110 bzw. die Weiter-

gabe von AML-Datensätzen herangezogen werden? 

 

7. Wäre, um auf Grundlage von § 53 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 PolG Notrufe an die 110 

zu orten bzw. AML-Datensätze weiterzugeben, stets eine Einzelfallprüfung erforder-

lich? 

 

8. Durch wen würde eine Einzelfallprüfung im Sinne der Frage 7 durchgeführt werden, 

unter Darlegung, wer ist befugt ist, über die Ortung von Notrufen an die 110 bzw. die 

Weitergabe von AML-Datensätzen zu entscheiden? 

 

9. Inwieweit kann die baden-württembergische Polizei Informationen über jegliche (und 

damit bundesweit) eingehende Notrufe über die 110 speichern, um auch anderen Län-

dern den Zugriff auf die Standortdaten zu ermöglichen? 

 

10. Welche Abstimmungsprozesse finden zur Frage 9 mit welchen (Zwischen-)Ergebnissen 

zwischen dem Ministerium für Inneres, Digitalisierung und Kommunen und dem Lan-

desbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit statt? 
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B e g r ü n d u n g  

 

Im Kontext eines Entführungsfalls in Rendsburg in Schleswig-Holstein im Herbst 2023 wur-

den Fragen nach der Ortung von Notrufen an die 110 aufgeworfen. Da die AML-Endpunkte 

in Deutschland zentral durch die Integrierte Leitstelle Freiburg-Breisgau-Hochschwarzwald 

bereitgestellt werden, sind unmittelbar baden-württembergische Rechtsfragen berührt. 


